
Bundessozialgerieht

_{l„'_g____g__ Im Namen des Volkes

Urteil ‘

in dem Rechtsstreit

—Prozeßbevollmäohtigterz

% e g e n

Beklagte und ReVisionsklä$erin5

Der 4° Senat des Bundessozielgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 2 Juni l970 durch ' '

Präsident [._v Prof Dr„ w a n n a g a t

. »“ i-' —Vorsitzender —,
VBundesrichter ‘

‘
Dr° S c h u b e;r t ‚

Bundesrichter S c h m i d t h e l s,
Bunde38021alriohtef Dr° 0.0 n r a d y _; l und
Bunde850zialrichter D e m_b o w e k i

für Re6ht erkannt:

Auf die ReviSion der Beklagten wird das Urteil des
Landessozialgerichts Baden—Württemberg vom
25 September 1969 aufgehoben°

Die Berufung der Klägerin gegen das Urteil des Sozial—
gerichts Stuttgart vom 44 Juli 1966 wird mit der
Maßgabe zurüCkgewiesen, daß die Klage in voll-em Umfang
abgewiesen wird°

Außergerichtliche Kosten des Rechtsstreibs sind nicht
zu erstatten°

\ .
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Der 1904 geborene frühere Ehemann

der Klägerin hatte vom Oktober 1924 bis März 1928 eine

Ingenieursohule besucht° Für die Zeit vom Juli 1928

bis Oktober 1929 wurden für ihn Beiträge zur ■nge—

stellenversiCherung (AnV) entrichtet° Von 1955 ab wer
er beim Reichsarbeitsdienst° 1958 wurde er zum Beamten

auf Lebenszeit ernannt Nach dem Zusammenbruch war er

vom 44 Oktober 1948 bis 46 Mai 1958 Facharbeiter bei

der Z‘ ; 1 JW; . .4 AG Während dieser
_

Zeit wurden für ihn Beiträge zur Arbeiterrentenver-

sicherung (ÄrV) abgeführt Vom 49 Mai 1958 an wari‘m“

- der Versicherte oeim At:1111111111;in Sob1311111 W

als Sachbearbeiter beschäftigte Beiträge zur AnV wur—

den für ihn für die Zeit vom 49° Mai 1958 bis „1_„

154„ Dezember 1964 entrichteto Nach der Bescheinigung.

des Regierungspräsidiums Nord—Württemberg vom

44° Juni 1965 hatte er bis zum 50° September 1964 den

Rechtsstend eines Beamten zur
Wiederverwendung nach_"

demGesetz zur Regelung der unter Arte 454 des Grund—
*gesetzes (GG) fallenden Personen (G 454) idF vom 3

24 August 1964° Mit Ablauf des 50° September 1964

wurde er in den Ruhestand versetzt° "

Mit Bescheid vom 42° Juli 1965 befreite die Beklagte

einmal den Versicherten entregsgemäß ab 20° Juni 1965
: von der Versicherung3pflicht nach 5 7 Abs° 4 des An”

gestelltehversicherungsgesetzes (AVG)° Außerdem been—

standete sie in dem genannten BeScheid die in der_ '

‘Zeit vom 49° Mai 1958 bis 50° September 1964 ent—

riohteten Beiträge als unwirksam; weil der Ver—
sicherte als Beamter zur Wiederverwendung nach 5 75

Abs° 4 und 4 G 454 kraft Gesetzes Versicherungsfrei'

I

-95 „”
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gewesen sei; eine Rückzahlung von Beiträgen lehnte

sie insoweit ab, weil dem VerSicherten 1962 ein

Heilverfahren bewilligt worden war° Im übrigen wurden

dem Versicherten in der Folgezeit die Arbeitnehmer—1

anteile der für die Zeit vom 20° Juni 1965 bis '"
34° Dezember 1964 geleisteten Versicherungsbeiträge

zurückgezahltg Dagegen unterblieb eine Erstattung

von Beiträgen für die Zeit vom 4° Oktober 1964 bis

49° Juni 1965?

GegendenBe3cheidvom42° Juli 1965legte der Ver-
sicherte Widerspruch ein, mit dem er ua geltend

machte,die Beiträge für die Zeit vom19° Mai 1958
bis 50° September 1964 könnten nicht nachträglich für

unwirksam erklärt werden; dies würde für ihn eine un—

billige Härte bedeuten° .

Die Beklagte wies den Widerspruch durch Wider—
‘spruchsbescheid vom 54° Januar 1966 unter Berufung

auf die bereits vorgebrachten Gründe zurück° Die in'_
dem strittigen Zeitraum entrichteten Beiträge könnten

insbesondere auch nicht nach 5 444 AVGals zur frei—
willigen WeiterVersicherung in der AnV entrichtet

angesehen werden, weil der Versicherte im Mai 1958

lediglich in der ArV zur freiwilligen Weiterver—
_

sicherung berechtigt gewesen sei° '

Daraufhin erhob der Versicherte fristgerecht Klage

zum Sozialgericht (SG) Stuttgart und beantragte, die

Beklagte zu verurteilen‚ die Beiträge vom 49° Mai

1958 bis 50° September 1964 als freiwillige Bei—

träge zur AnV anzuerkennen° Zur Begründung trug er

vor, im Mai 1958 habe er keine Entscheidungsmög—

lichkeit gehabt,_bei welchem Versicherungsträger

„4—
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. ‘er sich freiwillig hätte Weiterversichern können‚

da er damals pfliohtvereichert gewesen sei und diese
Pflichtversioherung in der AnV auch von der Be—

klegten als richtig anerkannt worden sei° Deshalb

müßten die von ihm in dem strittigen Zeitraum entriché

teten AnV—Beiträge als freiwillige angesehen verdenok

Im übrigen hätte er die Voraussetzungen für eine frei*-

willige Weiterversicherung bei der Landesversicherurgs»

anstalt (LVA) Württemberg erfüllt, da er von 1948 bis
1958 insgesamt 409 Pflichtbeiträge zur ArV entrich—

tet habe° Es sei unverständlich, daß er die Voraus—

setzungen für die freiwillige Weiterversicherung auch

noch bei der Beklagten erfüllen müsse° " ’

. _] _
Durch Urteil vom 44° Juli 1966 wies das SG die Klage

ab, und zwar im wesentlichen mit der Begründung‚_die

Beklagte habe die in der Zeit_vom 49° Mai 1958 bis-

30° September 1964 entrichteten Beiträge
zur AnV zu

_ Recht für unwirksam erklärt° Eine Rückzahlung dieser
Beiträge könne nicht erfolgen, da eine Regelleistung

gewährt werden sei° Darüber hinaus habe der Kläger auf f_
eine Rückerstattung dieser Beiträge verzichtet° Weitere

Wirkungen hätten sie vorerst nicht° Zwar könnten irr—

tümlich entrichtete Pflichtbeiträge unter den Voraus+

setzungen des 5 144 AVG als freiwillige-angesehen

werden° Der Versicherte sei aber im Mai 1958 lediglich

zur freiwilligen Weiterversicherung in der ArV be—

rechtigt gewesen° Die Beiträge könnten daher allen—

falls als freiwillige Beiträge bei der ArV Verbleibenoi

Dies setze jedoch einen entsprechenden Antrag des

‚Versicherten und die Zustimmung der LVA Württembergp

voraus° ‘ ‘

Hiergégen hat der Versicherte
am 44° Oktober 1966

zur Niederschrift des Urkundsbeamten des Sozielgerichts-

..5-
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' Stuttgart Berufung eingelegt° Am 45, Dezember 1966

ist er gestorbeno Daraufhin hat seine Ehefrau, die

jetzige Klägerin, das Verfahren aufgenommen„ Sie

bezieht von der Beklagten aufgrund des Bescheides

vom 20° Juli 196'7Witwenrente° Bei der Rentenberech—

nung ist die umstrittene Zeit vom 19° Mai 1958 bis

500

_Die

September 1964 nicht berücksichtigt°

Klägerin hat beantragt,

das Urteil de3»SGStuttgart vom44, Juli 1966
aufzuheben und unter Aufhebung des Bescheides

der Beklagten vom 42° Juli 1965 idF des Wider—

spruchsbescheides vom 510 Januar 1966 festzu—

stellen, daß die in der Zeit vom 490 Mai 1958

bis 30, September 1964 entrichteteiBeiträge
als für die freiwillige Weiterversicheruhg

entrichtet gelten, wenn nicht bei der Beklagten,

dann bei der Beigeladénen,

hi fsweise,

festzustellen, daß die in der Zeit vom
49° Mai 1958 bis 50° September 1964 zur AnV

entrichteten Beiträge von der Beklagten an die

'beigeladene LVA Württemberg zu überweisen sind,
‘ um dort als freiwillige Beiträge zu gelten,

Die

vom

54„

\

Beklagte und die Beigeladene haben beantragt,

die Berufung zurückzuweisen°

Landessozialgeri0ht (LSG) BadeneWürttemberg

durch Urteil vom 25° September 1969 das Urteil

SG Stuttgart vom 44° Juli 1966 und den Bescheid

12° Juli 1965 idF des Widerspruchsbescheides vom
Januar 1966 abgeändert und einmal die Beklagte

verurteilt, die für den Versicherten vom 49° Mai 1958
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bis 50
September 1964

zu Unrecht entrichtéten

Pflichtbeiträge en die beigeladene LVA als freixillige

Beiträge nach @445 ‚Abso 5 AVG zu überweisen‚ ferner
sodann die Beigeladene, diese Beiträge entgegenzunehmenß

Das LSG ist der Auffassung, die Klägerin trage unter

Berufung auf die 55 445 Abs° 5‚ 444 AVG vor, die in
der Zeit vom 49 Mai 1968 bis 50 September 1964 zur
AnV geleisteten Pilichtbeiträge müßten als fehlent—

richtete freiwillige Beiträge behandelt werdeno'

Obwohl sie ihr Klegebegehren in die Form eines Haupt—
entregs auf Feststellung und eines Hilfsentregs auf

Leistung gekleidet habe, mache sie in Wirklichkeit

nur diesen einen Anspruch geltende Er werde durch die
Überweisung und Annahme der umstrittenen Beiträge

(5 445 Abs„ 5 Satz 4 AVG) verwirklicht; denn diese *
Maßnahmenhätten alsdann die Fiktion des 5 445 lbs° 51

S 2 AVG zur Folge° Die Anträge der Klägerin seien ' ‘

daher entsprechend auszulegen (@ 425 SGG)° '

Die umstrittenen Beiträge
müßten

als für die Weiter—' ”

} versicherung entrichtet im Sinne des 5 444 AVG gelten,

obwohl in der Zeit ihrer Entrichtung nur ein Rechte

. des Versicherten auf freiwillige VerSicherung in der
ArV bestanden habe° Zwar betreffe‚ä 444 AVG nach sei—

nem Hortleut in erster Linie Fälle, in denen nur eine
7felsohé Beitraäsart_(Pflichtbeiträge anstelle frei—
williger Beiträgä gewählt werden sei, das Recht zur_j

Weiterversicherung aber in dem'betreffenden Ver—

sidherungszweig bestanden habe° Dem @445 Abs° 5 AVG
.

— insbesondere in der Fassung des Rentenversicherungs—g

Änderungsgesetzes (RVÄndG) vom 9 Juni 1965 (BGBl I
_476) — Sei jedoch zu entnehmen, daß nach dem Willen ”

V‚des Gesetzgebers die Wahl eines falschen Versicherungs—

zweiges bei der Entrichtung freiwilliger Beiträge dem

*—_7——;
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Versicherten nicht schaden solle° Nach dieser

Vorschrift seien freiwillige Beiträge, die zur AnV

entrichtet sind, obwohl die Weiterversicherung

nicht in diesem Versicherungszweig zulässig ist, zu
beenstanden und dem zuständigen Versicherungszweig

zu überweisen; sie hätten danach als zu Recht ent—

richtete Beiträge dieses Versicherungszweiges zu

gelten° Hierin habe der Gedanke der Einheitlichkeit

der Versicherungszweige seinen Ausdruck gefunden°

Nach dem Sinn und Zweck des Gesetzes müsse die

Fiktion des 5 444 AVG deshalb auch denn eingreifen,l

xenn das Recht zur Weiterversicherung nur in dem

rnderen Versicherungszweig bestanden habe° Dies

rüsse zumindest dann gelten, wenn für den Versicher—

ten gar keine Möglichkeit bestanden habe, die Bei—

träge als freiwillige Beiträge zum richtigen Ver—

lsicherungszweig zu entrichten° Ein solcher Sach—
verhalt liege hier vor° Bis zu dem Bescheid vom

48° Februar 1962 über den Rechtsstand des Versicher—l
ten hätten für ihn kraft gesetzlicher Vorschriftv

Pflichtbeiträge zur AnV entrichtet werden müssen,

vErst nachträglich seien diese Beiträge auf Grund

‘der'Vorschriften des G 454 zu irrtümlich geleiste—

ten Beiträgen geworden° '

Aus dem G 454 ergebe sich im übrigen kein HinWeis
dafür, daß Versicherungsbeiträge, die für unter

dieses Gesetz fallende Personen geleistet worden

seien, bei nachträglich festgestellter Versicherungs—'

freiheit ungünstiger als nach den allgemeinen Vor"

sChriften behandelt werden sollten° Vielmehr sei. '

in 5 7@ Abs° 5 G 454 sogar bestimmt, daß in der

Zeit vom 8° Mai 1945 bis 54° März 1954 entrichtete

Beiträge, die nicht zurückgefordert würden, ohne

weitere Voraussetzungen als freiwillige Beiträge

- 8 _.
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zu gelten hätten° Die im vorliegenden Falle zur An—‘

wendung gekommene Regelung des 5 72 & Abs° 4'Satz 6
G 454‚ wonach Beiträge, aus denen eine Regelleistung

‘
gewährt worden sei, nicht erstattet bzw° zurückge—

zahlt würden‚ entsPreche @ 446 Abs° 5 AVG° Eine

Einschränkung dahin, daß solche nicht zurüokforder—

baren Beiträge für den Versicherten verloren sein

sollten, sei dem G 454 nicht zu entnehmen (vglo auch
Anders, Gesetz zu Art° 454 GG‚ 4° Auflage 1959 S 576}°

- Die Entscheidung des Bundessozielgerichts (BSG) vom
26° Mai 1964 — 42/G RJ 458/64_—‚ Die Praxis 1964, '

450) spreche nicht.dagegen„ Dort sei zwar ausgeführt,

Beiträge die in der irrtümliohen Annahme der Ver—

sicherungspflicht zur AnV entrichtet worden seien,'
\könnten allenfalls als freiwillige Beiträge in dieser
und nicht in der ArV gelten° Grundlage für diese‘
Entscheidung seien aber die Vorschriften des früheren

Rechts gewesen.(ä 4446_RVO sF, @490 AVG aF); des
BSG habe ausdrücklich offengelessen, ob dem neuen
Recht entgegen den früher geltenden Vorschriften

_
der Grundgedanke zu entnehmen sei, daß Irrtümer sowohl
im Versicherungszweig als auch in der Beitragsert

unschädlich Sein sollen° Gerade dies aber hätten die
Neuregelungsgesetze von 1957 und insbesondere das

RVÄndG lc65 erreichen wollen°
; ‘

Die als freiwillig entrichtet geltenden Beiträge 5

habe die Beklagte somit nach 5 443 Abs° 3 Satz 4 AVG
an die Beigeladene als Trägerin des Versicherungs—

-.zweiges zu überweisen, in dem die freiwillige Weiter—

‚ versicherung des Versicherten zulässig gewesen sei„

Die Beigelad&ne habe, was sie bisher Verweigert habe„

die BeiträgeanzunehmeneDieBeiträgehättendanach'pis
zu Recht entrichtete Beiträge der ArV zu gelten (@ 445

Abs„ 5 SO2 AVG)°
_ \ - r

-9-..’
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es LSG hat in seinem Urteil die Revision nach

9 462 Abs„ 4 Nro 4 des Sozielgerichtsgesetzes (SGG)

zugelesseno Die Beklagte hat dieses Rechtsmittel ein—

gelegt mit dem Antrage‚

das angefochtene Urteil aufzuheben und die

Berufung der Klägerin zurückzuweiseno

Gerügt wird unrichtige Anwendung der SS 443, 444 AVG°

Die Klägerin beanträßta

die Revision zurückzuweisen,

du das angefochtene Urteil richtig sei°

Die Beigeladene stellt keine Anträge°

Alle Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung

ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt°

II„

Die Revision der Beklagten ist begründet°

Da die streitigen Beiträge, um die es sich hier

hendelt, in der Zeit vom Mai 1958 bis September

1964 entrichtet worden sind, ist einmal von 5 444

AVG idF des Angestelltenversicherungs—Neuregelungs—

gesetzes (AnVNG} Vom 25„ Februar 1957 euszugehen‚

der am 4° Januar l957 in Kraft getreten ist (Art°

; g 7 AnVN }„ Außerdemist 5 145 Abs„ 5 AVGidF
des RVÄndG vom 90 Juni 1965 zu berücksichtigen° Denn

nach Art° 5 % 5 Abs° 2 RVÄndG gilt die Neufassung
dieses Absatzes auch für vor dem 4„ Juli 1965 ent—

richtete Beiträge, soweit diese, wie hier; noch

nicht erstattet werden sind°

_ 40 _
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Nach%444 AVGgelten Beiträge zur nur, die in der
irrtümlichen Annahme der Versicherungspflicht entrich—
tet sind und nicht zurückgefordert werden, als für

die Weiterversicherung entrichtet‚ wenn das Recht

dazu in der Zeit der Entrichtung bestand° Nach den
Vorstellungen des Gesetzgebers mußdabei das Recht
zur Weiterversicherung entsPrechend der bisherigen
Rechtslage in der AnV bestanden haben, das Recht zur.

Weitertersicherung in der ArV genügt nicht (vgl° dazu
das bereits genannte Urteil — 42/4 RJ 458/64 — vom

27° Mai 1964) Vorschriften über die Wirksamkeit von
Beiträgen gelten grundsätzlich nur für den Ver— '

sicherungezweig, für den sie erlassen sind° Hat das-

Recht zur Weiterversicherung nur in der ArV bestän—

den, so können ungültige Pflichtbeiträge zur AnV
nicht

als gültige freiwillige Beiträge zur AnV:gelten‚ da

das Recht zur Weiterversicherung in diesem Versicherungsä

zweig fehlte° Der Sinn des @ 444 AVG erfordert näm3ich

daß in der irrtümlichen Annahme der Versicherungs—

pflicht entrichtete Beiträge zur AnV nur dann als

.freiwillige‚ und zwar rechtswirkseme Beiträge zur ■nV

gelten können, wenn das Recht zur Weiterversicherung

«gerade in diesem Versicherungszweig bestanden hate Für

eine erweiternde Auslegung dahin,-daß die nach 5 444

AVG entritheten Pflichtbeiträge als freiwillige Bei—
träge zu gelten haben, weil das Recht zur Weiter;

‘versicherung in der ArV bestanden hat‚ wie das LSG

meint, besteht —wie noch auszuführen sein wird —
selbst für einen Fall der vorliegenden Art kein Bäume

'Damit ist jedoch noch nicht die Frage beantwortet, ob

die streitigen Beiträge nicht wenigstens als fehl—
‘entriehtete Beiträge im Sinne des 5 445 Abs° } AVG

idF des RVÄndG angesehen werden können° Danach sind

——44-—"
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bei einer Entrichtung von freiwilligen Beiträgen zur
AnV, obwohl eine Versicherung in diesem Ver—

siCherungszweig nicht zulässig war, die Beiträge un—
beschedet des @445 Abs° 2 Nr° 2 AVG zu beanstanden
und dem zuständigen Versicherungszweig zu überweisen,

auch wenn der Versicherungsfall bereits eingetreten

oder die Frist des 5 440 Abs° 4 AVG zur Nachentrich—
tung von Pflichtbeiträgen oder freiwilligen Beiträgen

abgelaufen ist; die Beiträge gelten als zu Recht ent—

richtete Beiträge dieses Versicherungszweiges, sofern

nicht der Versicherte die Beiträge nach 5 446 AVG
zurückfordert° Diese Vorschrift bezieht sich insbe—

sondere nur auf freiwillige Beiträge zur Weiterver—

sicherung, die vom Versicherten entrichtet worden
sind (5 429 AVG), nicht dagegen auf Pflichtbeiträge,
die vom Versicherten und seinem Arbeitgeber gemein—

sam aufgebracht und im Wege des Lohnebzugsverfehrens

abgeführt sind°

Diese Regelung ist so eindeutig7 daß sie selbst

unter Berücksichtigung des Gedankens der Einheitlich—

keit der verschiedenen Versicherungszweige eine auch

auf Pflichtbeiträge ausdehnende Auslegung, wie es die

Vorinstanz getan hat, nicht zulässt°

Zu Unrecht hat sich des LSG auf das Urteil des

4° Senats vom 24° Mai 1966 — 4 RA 324/63 — (SozR

Nro 5 zu 5 4424 RVG) berufen°

Denn diese Entscheidung bezieht sich nur auf frei—

willige Beiträge; in den Gründen ist ausdrücklich her—

vorgehoben, daß mit der Änderung des 5 445 Abs„ 5 AVG
durch das RVÄndG eine gleiche Behandlung aller Zum

falschen Versicherungsträger entrichteten f r e i —.
w i l l i g e n Beiträge gewährleistet werden sollo'

Auf Pflichtbeiträge, um die es sich im gegenwärtigen
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Fall handelt, erstreckt sich die Entscheidung jedoch

,
nicht° Die Neuregelungsgesetze haben zwar zu einer

VVereinheitlichung der Versicherungszweige wesentlich

beigetragen, sie haben.jedoch auch über den „
4° Januar 1957 hinaus der Selbständigkeit der Ver—
sicherungszweige Rechnung getragen° Daran hat auch

das RVÄndG nichts geänderta' .‚ VV ._7.
‚Dies zeigt sich im Beitragsrecht ihsbesondere darin‚

daß die Néuregelungsgeeetzé mit der Vorschrift des
%444_AVGnahezuwörtlich einebis dahinschon'iu
@4446 RVO eF iVm 5 490 AVG eF bestehende gesetzliche
4Regelungübernommenhaben, die nur aus der Weiter—
geltung der Selbständigkeit der Versicherungszweige
der AHV und ArV verständlich isto Die$e Vorschrift “
ist auch durch das RVÄndGnicht geändert werden°
Nach seinem wortlaut bezieht sich die Vorschrift des

5 444AVGnur auf Pflichtbeiträgé; Bestimmungenüber
ifreiwillige Beiträge können auf sie nicht ohne wei—
teres angewendet werden, Die Vorschrift'setzt voraus,
daß zur Zeit der Entrichtung der Beiträge das Recht

'zur Weiterversicherung in der AnV bestanden hebenmuß°
Denn der Gesetzgeber ist bei Erleß der Neuregelunge—

t gesetzé_l957 von dieser Vorstellung ensgegsngen‚ da
sie dem bis dahin geltenden Recht entsprach°_

“Der Wortlaut.des @444 AVG stimmt ebenso wie der

Wortlaut des @4ü22 RVGmit dem Wortlaut der früheren
Vorschrift des 5 4446 EVO in der bis zum_54° Dezember

1956 gültigen Fassung (8F) überein, die nach 5 490
AVG aF auch in der AnV gegolten hat, Wobei nur die

' werte "Selbstversicherung oder" ausgelassen sind°
Zu den früheren Vorschriften der RVOeF über die
Wirksamkeit_VQn Beiträgen_wer aber anerkannt, daß sie
nur für den Versicherungszweig Geltung hatten‚ für den
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sie erlassen waren, so daß @ 4446 RVG eF das Recht

zur Weiterversicherung in der ArV und S 490 AVG GF

iVm @ 4446 EVO eF das Recht zur Heiterversicherung

in der AnV zur Zeit der Entrichtung der Beiträge

voraussetzteno Dagegen genügte es nicht, daß das

Recht zur Weiterversicherung nur in dem anderen

Versicherungszweig bestanden hat (vgl° hierzu_‚

Urteil des 420 Senats des BSG vom 26° Mai 1964

— 42/4 RJ 458/64 _ SozEntsch„ V % 4446 EVO Pro 4)„

e die Neuregelung$gesetze mit den Vorschriften des

4422 EVOund des 5 444 AVG, wie die in der hier
entscheidenden Formulierung wörtliche Übernahme der

f„
?9

U

bisherigen Regelung zeigt, an dem bestehenden Rechts—

zustend grundsätzlich nichts haben ändern wollen, ent—

si_icht es jedenfalls der Vorstellung des Gesetzge—r-
j

bers der Neuregelungsgesetze l957, daß auch 5 444 AVG

das Recht zur Weiterversicherung in der AnV zur Zeit4

der Entrichtung der Pflichtbeiträge voraussetzt° Hat,

wie in dem gegenwärtigen Fall zur Zeit der Entrich—

tung der Pflichtbeiträge zur AnV das Recht zur Weiter—

versicherung nur in der ArV bestanden, so läßt sich

sus dem Wortlaut des 5 444 AVG jedenfalls nicht her—
leiten, daß die Beiträge als für die Weiterversiche—

rung in der AnV entrichtet gelten° In Betracht

käme nur, ob die Pflichtbeiträge als für die Weiter—

versicherung in der ArV zu gelten haben° Aber auch

hierfür bietet das Gesetz keine Hendhebec

Ob das Recht zur Weiterversicherung in der Zeit der

Entrichtung der Pflichtbeiträge bestanden hat, rich—

tet sich nach @ 40 AVG° Diese Vorschrift sieht in

Abso 3 vor, daß der Versicherte die Weiterversiche—

rung nur in dem Versicherungszweig durchführen kann,

in dem er zuletzt versicherungspflichtig war, wenn

er die Voraussetzungen für die Weiterversicherung
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isowohl in der AnV als auch in der ArV er£ülltalDieee"/

Regelung zeigt besonders deutlich, daß auch die Neu—

'regelungsgesetze be2üglich des Rechte zur Weiter—

versicherung grundsätzlich nicht von einer Einheit

der Versicherungszweige, Sondernvon der Selbstän—
Adigkeit mehrerer nebeneinander_bestehender Ver—

eiCherungszweige ausgehen„ Hierfür spricht auch die
frühere Regelung in 5 445 Abs° 5 idF dee ArVNG, die

eine Korrektur irrtümlich
zum unrichtigen Ver— ""

,Asicherungszweig entrichteter freiwilliger Beiträge nur
denn zuließ, wenn es sich um einen echten Wenderver—
sicherten handelte° Die Vorschriften des RVÄndG haben'

'—wie bereits dargelegt —demGesichtspunkt der Ver—'
—einheitlichung der Versicherungeträger nur in gewissen

_
‘ Grenzen Geltung ver30hafft„ Zwar ist durch des RVÄndG

nicht nur die Vorschrift des_5 445 Abs°;5 AVG (=5 4#24

Abs„ ; RVG)dahin geändert worden, daß sie sich nicht
. mehr nur auf echte Wanderversicherte erstreckt‚- .

sondern auch diejenigen Versicherten schützt, die

Pflichtbeiträge nur zu einem Versicherungsträger nach—

weisen können (Urteil des 4° Senats des BSG vom—

' 24°Mai1966_ SozRNr° ; zu 5 4424nvo)„ Durchdas
RVÄndGist auch die Vorschrift des 5 454 AVG(% 4409
EVO) durch Einfügung des Satzes 2 in Abs° 4 geändert
werden„ Danach gilt der Beitrag als zur AnV entrich—

tet, wenn Beitragsmarken der ArV in eine Versicherungen

karte der AnV eingeklebt worden sind„ Nach @4409
Abs„ 4 Satz 2 EVOgilt umgekehrt der Beitrag als zur
'ArV entrichtet, wenn Beitragsmerken der AnV in eine

Versicherungskarte der ArV eingeklebt worden sind;
'Während @145 Abs, 3 AVG,@1424‚Abs° ; nvo sich nur

auf freiwillige Beiträge beziehen, kommen die tor—

schriften des 5 454 Abs„ 4 Satz 2 AVG und des S 4409

Abs° 4 Satz 2 EVO auch auf Pflichtbeiträge zur Anwen—

dung, a1e der Versicherte gemäß 55 427 Abs° «, 120 AVG

_
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und gemäß @@4405 Abs° 4‚ 4598 EVO selbst zu ent—'
richten hat„ Das Gesetz hat aber mit diesen Ver_
schriften bewußt nur besonders gelagerte Fälle re—
geln und für die Versicherten nur solche versiche—
rungsrechtlichen Nachteile ausräumen wollen‚ die
ihnen daraus entstehen können7 daß sie gerade die
Selbständigkeit der Versicherungszüeige in der AnV
und in der ArV nicht hinreichend berücksichtigt haben
(vgl° Komm° zur EVO 4° und 50 Buch, 6„ Aufl„‚
herausgegeben vom Verband Deutscher Rentenversiche_

rungsträger‚ @4409 Anmo 6 eoEo)o Es, sind nur die
Fälle betroffen‚ in denen der Versicherte selbst die
Beiträge durch Verwendung von Beitragsmarken ent—
richtet hat und ihm dabei ein Fehler unterlaufen

ist„
Damit hat das Gesetz aber keinen weiteren Schritt zur
allgemeinen Anerkennung des Grundsatzes von der Ein—
heitlichkeit der Versicherungszweige geten„ im Ge—
genteil, das Gesetz hat durch diese Regelungen im
Beitragsrecht nur in besonders gelagerten Einzel_

fällen Nachteile mildern wollen, die sich aus der
vom Gesetz auch weiterhin anerkannten und deshalb
fortgeltenden Selbständigkeit der Versicherungszweige
für den Versicherten ergeben können°

Zu beachten bleibt ferner; daß der Gesetzgeber die
sich aus der früheren Beschränkung des @ 445 Absa ;
AVG idF des AnVNG auf echte Wanderversicherte erge—
benden nächteiligen Folgen für andere Versicherte
durch eine Änderung durch das RVÄndG beseitigt beta
Auch das RVÄndGhat aber die dieser Vorschrift un-
mittelbar folgende Bestimmung des 5 444 AVG unver—
ändert bestehen lasseno Hätte das Gesetz eine Rege—'
lung dahin gewollt, daß irrtümlich entrichtete
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Pflichtbeiträge als für die Weiterversicherung ent—

richtet gelten‚
wenn das Recht dazu in der Zeit der

Entrichtungzu einem anderen Versicherungszweig be—

standen hat, so hätte eine entsprechende Änderung auch
des 5.444 AVG in diesem Sinne nahegelegen, Daraus9

daß eine so
weitgehende Anerkennung von irrtümlich.

entrichteten Pflichtbeiträgenals für die weiterver—
sicherung entrichtet nicht anläßlich der Änderung '

der 55 454 Abs° 4, 445 Abs.5 AVG geschehen ist, kann

nur ebenfalls geschlossen werden, daß das Gesetz es

für irrtümlich entrichteteerlichtbeiträgebei der
bisherigen schon vor dem 4° Januar 1957 geltenden
Regelung bewußt belessen_hat° ‘

Schließlich muß dies auch den besonderen im G 454

getroffenen Bestimmungen entnommen werden° Dort ist“”

'in 5 74 Abs„ 5 G 454 vorgeschrieben, daß die'in der
Zeit vom 84 Mai 1945 bis 54° März 1954 entri0htéten

Beiträge, die nicht zurückgefordert werden, ohne ”
Aweitere Voraussetzungen als freiwillige Beiträge

gelten° Aus dieser ausdrücklich vorgesehenen zeit-
_

lichen Begrenzung folgt, daß in allen übrigen Fällen

Pflichtbeiträgé nur unter den besonderen Voraus+ ‘
lsetzungen.der RVG und des AVG als freiwillige Beim

träge_gelten sollen, in der AnV also nur dann, wenn

die Voraussetzungen des 5 444 AVG erfüllt sind.°

Within muß die Revision der Beklagten den aus der

Urteilsformel ersichtlichen Erfolg haben° Die für die

Zeit vom 49° Mai 1958 bis 50° September 1964 ent—

richteten Pflichtbeiträge können weder als gültige

\freiwillige Beiträge in der AnV oder in der rrv

gelten, noch ist es
möglich, auf sie die Vorschrift
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-_47„
des 5 445 Abso 5 AVG anzuwenden° Der erhobene
Klageanspruch ist unter keinem der geltend gew

.machten Gesichtspunkte begründet„
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